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Reichs⸗Geſetzblatt 


M 23. 


Inhalt: Bekanntmachung wegen Redaktion des Geſetzes, betreffend die Kaiſerlichen Schutztruppen in den 
Afrikaniſchen Schutzgebieten und die Wehrpflicht daſelbſt. S. 653. 


I 


(Nr. 2324.) Bekanntmachung wegen Redaktion des Geſetzes, betreffend die Kaiſerlichen Schutz- 
truppen in den Afrikaniſchen Schutzgebieten und die Wehrpflicht daſelbſt. 


Vom 18. Juli 1896. 


N 

Auf Grund des Artikels VII des Geſetzes vom 7. Juli 1896 eichs⸗Geſetzbl. 
S. 187) wird der Text des Geſetzes, betreffend die Kaiſerlichen Schutztruppen 
in den Afrikaniſchen Schutzgebieten und die Wehrpflicht daſelbſt, nachſtehend be— 


kannt gemacht. 
Alt⸗Auſſee, den 18. Juli 1896. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Geſetz, 
betreffend 


die Kaiſerlichen Schutztruppen in den Afrikaniſchen Schutzgebieten und 
die Wehrpflicht daſelbſt. 


91. 


Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit in den Afri⸗ 
kaniſchen Schutzgebieten, insbeſondere zur Bekämpfung des Sklavenhandels, werden 


Schutztruppen verwendet, deren oberſter Kriegsherr der Kaiſer iſt. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1896. 8 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juli 1896. 
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J. Bildung, Ergaͤnzung und Rechtsverhaͤltniſſe. 


Gr 

Die Schutztruppen werden gebildet: 

a) aus Offizieren, Ingenieuren des Soldatenſtandes, Sanitätsoffizieren, 
Beamten und Unteroffizieren des Reichheeres und der Kaiſerlichen 
Marine, welche auf Grund freiwilliger Meldung den Schutztruppen 
zeitweiſe zugetheilt werden, 

b) aus angeworbenen Farbigen. 


Se) 

Die den Schutztruppen zugetheilten deutſchen Militärperſonen und Beamten 
ſcheiden aus dem Heere, und ſoweit ſie der Kaiſerlichen Marine angehören, aus 
dieſer aus, jedoch bleibt ihnen der Rücktritt, bei Wahrung ihres Dienſtalters, 
unter der Vorausſetzung ihrer Tauglichkeit, vorbehalten. Die den Schutztruppen 
zugetheilten Beamten gelten als Militärbeamte. 


$. 4. 

Hinſichtlich des ſtrafgerichtlichen Verfahrens gegen die den Schutztruppen 
zugetheilten Militärperſonen finden die Vorſchriften der Militär⸗Strafgerichts⸗ 
ordnung Anwendung „vorbehaltlich der durch die beſonderen Verhältniſſe gebotenen 
Abweichungen, welche durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt werden. 


II. Verſorgung. 


5: 
In Betreff der Verſorgungsanſprüche der den Schutztruppen zugetheilten 
Militärperſonen und ihrer Angehörigen finden, ſoweit ſie dem Heere angehörten, 


$. 6. 

Als Dienſtbeſchädigung iſt außer den in den $$. 3, 51 und 59 des Reichs⸗ 
Militärpenſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 erwähnten Beſchädigungen auch die 
auf die klimatiſchen Einflüſſe während der Zugehörigkeit zur Schutztruppe zurück⸗ 
zuführende bleibende Störung der Geſundheit anzuſehen. 

Die Entſcheidung daruͤber, ob eine mit dem Dienſt in den Schutztruppen 
in urſächlichem Zuſammenhange ſtehende Dienſtbeſchädigung vorliegt, erfolgt für 
diejenigen Perſonen des Soldatenſtandes, welche in das Heer zurückgetreten ſind, 


en — 


durch die oberſte Militärverwaltungsbehörde des Kontingents und für die in die 
Kaiſerliche Marine Zurückgetretenen durch den Reichskanzler Geichs-Marine-Amt). 


r 
5 Bei Bemeſſung der Höhe der Penſion bleiben die Bezüge in den Schutz⸗ 
uppen außer Betracht. Hinſichtlich der Offiziere, Ingenieure des Soldaten⸗ 
ſtandes ‚ Dedoffiziere, Sanitätsoffiziere und oberen Beamten werden als penſions⸗ 
fähiges Dienſteinkommen die Gebührniſſe zu Grunde gelegt, welche ihnen nach 
ihrem Dienſtalter und ihrer Charge, bei Fortſetzung ihres Dienſtverhältniſſes in 
der Heimath, zugeſtanden hätten. Soweit ſie in ihrer früheren Stellung ein 
Dienſteinkommen nicht gehabt haben, wird der der Berechnung der Penſion zu 
runde zu legende Betrag vom Reichskanzler beſtimmt. 
Als penſionsfähiges Dienſteinkommen gilt: 


für den Oberbüchſenmacher der Betrag vonn 2200 Mark, 
für Feldwebel der Betrag von 2000 =: 
für Büchſenmacher, Sergeanten, Unteroffiziere und 
Lazarethgehülfen der Betrag von © n 1600 
und 


für das ſonſtige Perſonal der Schutztruppe der Betrag 
von 1 


jährlich. 

§. 8. 
i Die Bemeſſung der Penſion der Perſonen des Soldatenſtandes der Unter⸗ 
klaſſen erfolgt unbeſchadet ihres Anſpruchs auf Penſionserhöhung und den Eivil- 
verſorgungsſchein nach den Beſtimmungen des Reichsbeamtengeſetzes, ſofern es 
für fie günſtiger iſt. 

$..9. 

Jeder Offizier, Ingenieur des Soldatenſtandes, Deckoffizier, Sanitäts⸗ 
Offizier oder obere Beamte „welcher nachweislich durch den Dienſt in der Schutz⸗ 
truppe invalide und zur Fortſetzung des aktiven Militär- oder Seedienſtes unfähig 
geworden iſt, erhält an Stelle der im F. 12 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 
vorgeſehenen Penſionserhöhung eine Erhöhung der Penſion, welche beträgt: 

a) 1020 Mark jährlich, wenn die Penſtonirung aus der Charge eines 
Deckoffiziers beziehungsweiſe eines Lieutenants oder Hauptmanns 
Gapitänlieutenants) II. Klaſſe oder, bei oberen Beamten, aus einem 
penſionsfähigen Dienſteinkommen von weniger als 3 600 Mark erfolgt, 

b) 750 Mark jährlich, wenn die Penſionirung aus einer anderen militä⸗ 
riſchen Charge (F. 7) oder, bei oberen Beamten, aus einem penſions⸗ 
fähigen Dienſteinkommen von 3 600 Mark und darüber erfolgt. 

Militärperſonen der Unterklaſſen, welche in der vorbezeichneten Weiſe ganz 
Invalide geworden find, erhalten an Stelle der im $. 71 a. a. O. vorgeſehenen 
Zulage eine Penſionserhöhung von jährlich 300 Mark. 

A 


a. Tu 


Für diejenigen, welche der Schutztruppe ohne Unterbrechung länger als 
drei Jahre angehört haben, findet für jedes weitere volle Dienſtjahr eine Stei- 
gerung der Penſionserhöhung um ein Sechſtel bis zur Erreichung des Doppel⸗ 
betrages ſtatt. 


$. 10. 


Bei denjenigen aus dem Dienſt der Kaiſerlichen Schutztruppen ſcheidenden 
Perſonen, welche denſelben ununterbrochen mindeſtens zwölf volle Jahre angehört 
haben, iſt eingetretene Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf 
Penſion. 

Für den Anſpruch auf die Penſionserhöhungen (F. 9) iſt jedoch der Nachweis 
der Invalidität erforderlich. 


. 11. 


Die Zeit der Verwendung in Afrika wird bei der Penſionirung doppelt 
in Anrechnung gebracht, ſofern ſie mindeſtens ſechs Monate ohne Unterbrechung 
gedauert hat. Seereiſen außerhalb der Oſt- und Nordſee rechnen hierbei der 
Verwendung in Afrika gleich. 

Ausgenommen von dieſer Doppelrechnung iſt die in ſolche Jahre fallende 
Dienſtzeit, welche bereits als Kriegsjahr zu erhöhtem Anſatz kommt. 

Die Doppelrechnung der Dienſtjahre in der Schutztruppe hat auch für 
diejenigen Militärperſonen ſtattzufinden, welche ohne Penſion aus der Schutztruppe 
in ihr früheres Dienſtverhältniß zurücktreten und demnächſt aus dieſem letzteren 
Dienſtverhältniß penſionirt werden. 


F. 12. 


Verſorgungsanſprüche wegen einer in der Schutztruppe erlittenen inneren 
Dienſtbeſchädigung können nur innerhalb ſechs Jahren nach dem Ausſcheiden 
aus der Schutztruppe geltend gemacht werden. 

Bei Verwundungen, äußeren Dienſtbeſchädigungen und der kontagiöſen 
Augenkrankheit iſt die Geltendmachung von Verſorgungsanſprüchen ohne Zeit⸗ 
beſchränkung zuläſſig. 

Verſorgungsanſprüche, die nicht wegen Dienſtbeſchädigung erhoben werden, 
find nur infoweit zuläffig, als fie bis zum Ausſcheiden aus der Schutztruppe 
erhoben ſind. 


§. 13. 


Scheiden Perſonen des Soldatenſtandes aus der Schutztruppe mit Penſion 
aus, ſo beginnt die Zahlung der letzteren mit dem Ablauf des Vierteljahres, 
welches auf den Monat folgt, in welchem das Ausſcheiden ſtattgefunden hat. 
Bis zum Beginn der Penſionszahlung wird dem Penſionär das bisherige Gehalt 
belaſſen. 
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$. 14. 
5 Werden Militärperſonen nach dem Ausſcheiden aus der Schutztruppe wegen 
einer mit dem Dienſt in letzterer in urſächlichem Zuſammenhange ſtehenden 
Dienſtbeſchädigung penſionirt, nachdem ſie in den Dienſt des Heeres oder der 
Kaiſerlichen Marine wieder übernommen waren, ſo fällt die geſammte von 
ihnen erdiente Penſion dem Penſionsfonds des Reichsheeres beziehungsweiſe der 
Kaiſerlichen Marine zur Laſt. 

§. 15. 
Hinterläßt eine der Schutztruppe angehörige Perſon des Soldatenſtandes 
eine Wittwe oder eheliche Nachkommenſchaft, ſo gebührt den Hinterbliebenen für 
das auf den Sterbemonat folgende Vierteljahr noch das volle Gehalt des Ver— 
ſtorbenen. 

$. 16. 

Die in den $$. 41 ff., §. 56 und $$. 94 ff. des Geſetzes vom 27. Juni 
1871 vorgeſehenen Beihülfen ſtehen den Hinterbliebenen auch dann zu, wenn 
der Tod in Folge einer militäriſchen Aktion oder klimatiſcher Einflüſſe und vor 
Ablauf von ſechs Jahren nach dem Ausſcheiden aus der Schutztruppe eingetreten 
iſt. Iſt der Tod in Folge einer ſolchen militäriſchen Aktion oder klimatiſcher 
Einflüſſe eingetreten, ſo ſind dieſe als Kriegsdienſtbeſchädigung im Sinne des 
$. 14 des Reichsgeſetzes vom 13. Juni 1895 anzuſehen. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden auf die Angehörigen ſolcher 
Militärperſonen, welche nach einer militäriſchen Aktion vermißt werden, gleic)- 
mäßig Anwendung, wenn nach dem Ermeſſen der oberſten Militärverwaltungs⸗ 
behörde das Ableben mit hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt. 


Sell. 
Oberſte Verwaltungs- beziehungsweife Reichsbehörde im Sinne der Penſions⸗ 
geſetze iſt für die Schutztruppen der Reichskanzler (Auswärtiges Amt, Kolonial— 
Abtheilung). 


III. Wehrpflicht. 


$. 18. 

Durch Kaiſerliche Verordnung wird beſtimmt, in welchen Schutzgebieten und 
unter welchen Vorausſetzungen wehrpflichtige Reichsangehörige, die daſelbſt ihren 
A haben, ihrer aktiven Dienſtpflicht bei den Schutztruppen Genüge leiſten 
ürfen. 

$. 19. 

Die in den Schutzgebieten fi) dauernd aufhaltenden Perſonen des Beur⸗ 
laubtenſtandes des Heeres und der Kaiſerlichen Marine können durch Kaiſerliche 
Verordnung in Fällen von Gefahr zu nothwendigen Verſtärkungen der Schutz⸗ 
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truppe herangezogen werden. In dringenden Fällen können ſolche Verſtärkungen 
vorläufig durch den oberſten Beamten des Schutzgebiets angeordnet werden. Jede 
Einberufung dieſer Art iſt einer Dienſtleiſtung im Heere oder in der Kaiſerlichen 
Marine gleich zu achten. 

§. 20. 

Auf Geiſtliche ſowie auf Miſſionare der in den Schutzgebieten thätigen 
Miſſionsgeſellſchaften finden die vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 18 und 19) 
keine Anwendung. 

eat. 

In Betreff der Verſorgungsanſprüche der in den $$. 18 und 19 bezeich⸗ 
neten Militärperſonen finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes mit folgenden 
Einſchränkungen Anwendung: 

1. Die Penſionserhöhung des F. 9 iſt nur bei Invalidität in Folge kriege⸗ 

riſcher Unternehmungen zu gewähren, 

2. die Doppelrechnung der Dienſtzeit nach Maßgabe des $. 11 findet nur 

für die auf kriegeriſche Unternehmungen entfallende Zeit ſtatt. 

Treten die in den $$. 18 und 19 genannten Angehörigen der Schutz⸗ 
truppen in ein Kapitulationsverhältniß zu dieſen über, fo fallen für das nun⸗ 
mehr beginnende Dienſtverhältniß die vorſtehend erwähnten Einſchränkungen fort. 


IV. Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


$. 22. 

Außer den im F. 2 lit. a bezeichneten Militärperſonen können in die Schutz⸗ 
truppe auch ſolche Deutſche übernommen werden, welche der von dem Reichs- 
kommiſſar für Oſtafrika angeworbenen Truppe angehören. Sie erhalten hier- 
durch die Rechte und Pflichten der vorerwähnten Militärperſonen. 


$. 23. 

Für die in die Schutztruppe übernommenen Perſonen iſt der in der Truppe 

des Reichskommiſſars bereits abgeleiſtete Dienſt im Sinne dieſes Geſetzes dem— 
jenigen in der Schutztruppe gleich zu achten. 


$. 24. 

Denjenigen aus dem Heere oder der Kaiſerlichen Marine zur Truppe des 
Reichskommiſſars übergetretenen Militärperſonen, welche aus dieſer bereits aus— 
geſchieden ſind oder in die Kaiſerliche Schutztruppe nicht übernommen werden, 
und ihren Hinterbliebenen können Verſorgungsanſprüche nach Maßgabe der bis⸗ 
herigen Beſtimmungen über die Verſorgung der Militärperſonen des Heeres und 
der Kaiſerlichen Marine und ihrer Hinterbliebenen vom Reichskanzler zugeſtanden 
werden. 
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$. 25. 

Die Kaiſerliche Schutztruppe für Südweſtafrika befteht auch aus Gemeinen 
des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine. Als penſionsfähiges Dienſtein— 
kommen im Sinne des $. 7 dieſes Geſetzes gilt: 

für Gemeine, welche einſchließlich der im Heere oder in der Marine 
abgeleiſteten Dienſtzeit länger als drei Jahre gedient haben, der 
Betrag von 1400 Mark, für die übrigen Gemeinen der Betrag von 
1200 Mark. 
$. 26. 

An die Stelle der §§. 22, 23 und 24 dieſes Geſetzes treten für die 
Kaiſerlichen Schutztruppen für Südweſtafrika und für Kamerun folgende Ueber- 
gangsbeſtimmungen: 

Für diejenigen Militärperſonen, welche aus den bei der Landes— 
hauptmannſchaft für Südweſtafrika oder dem Gouvernement von 
Kamerun auf Grund von Dienſtverträgen gebildeten Truppen in die 
betreffenden Kaiſerlichen Schutztruppen übernommen werden, iſt der in 
den erſteren bereits abgeleiſtete Dienſt im Sinne dieſes Geſetzes dem— 
jenigen in der Schutztruppe gleich zu achten. 

Denjenigen Militärperſonen, welche aus den vorbezeichneten 
Truppen der Landeshauptmannſchaft für Südweſtafrika oder des 
Gouvernements von Kamerun bereits ausgeſchieden ſind oder in die 
Kaiſerliche Schutztruppe nicht übernommen werden, und ihren Hinter— 
bliebenen können Verſorgungsanſprüche nach Maßgabe der bisherigen 
Beſtimmungen über die Verſorgung der Militärperſonen des Heeres 
und der Kaiſerlichen Marine und ihrer Hinterbliebenen vom Reichs— 
kanzler zugeſtanden werden. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden auf die bei der Landeshauptmannſchaft 
von Togo auf Grund von Dienſtverträgen gebildeten Truppen entſprechende 
Anwendung. 

$. 27. 

Die näheren Vorſchriften über die Organiſation der Schutztruppen werden 

vom Reichskanzler erlaſſen. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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